Jahrhundert-Skandal: Der politische Druck gegen den Steuerbschiss von Ex-Bundesrat Merz steigt.

Initiative ist denkbar

Die Unternehmenssteuerreform II ist zwar längst Gesetz. Doch nun bildet sich eine Koalition, um sie zu kippen.
Konzerne, Superreiche und rechte Politiker dachten, die Sache sei schon gelaufen. Die 900 Milliarden Steuergeschenke für Unternehmen seien im Trockenen. Sie reissen riesige Löcher in die Kassen von Bund, Kantonen und der AHV.
Und das sollte bloss der Anfang sein. Der zweiten sollte eine dritte Steuerreform folgen. Und der Steuerstreit mit Brüssel sollte als Vorwand herhalten, die Unternehmenssteuer nochmals zu halbieren.
Klare Worte.
Falsch spekulier! Den steuerabtrünnigen Konzernen stellt sich jetzt eine rasch wachsende Koalition entgegen. SP, Gewerkschaften, viele Grüne, Juso, Kirchenleute, diverse Bürgerorganisationen treten an, das Gesetz zu kassieren. Oder es zumindest abzuschleifen.
SP-Nationalrat Cédric Wermuth forderte im letzten Work die Finanzministerin zur Tat auf: „Frau Widmer-Schlumpf, ziehen Sie die Notbremse! Kippen Sie die Steuerreform“. Wermuth begründete das mit „dem ungeheuren Schaden, den Merz' Steuerreform der Schweiz antut“. Die Work-Leserinnen und Leser applaudierten. 
Der frühere SP-Präsident Peter Bodenmann nannte Merz in der „Weltwoche“ einen „nützlichen Pausenclown des Kapitals“. Gewerkschaftsbundpräsident Paul Rechsteiner machte klar: „Bevor die Unternehmenssteuerreform II vom Tisch ist, gibt es keine dritte.“

Einheitliche Gewinnsteuer.
Noch diese Woche will die SP eine geballte Ladung von Vorstössen für die Wintersession des Parlaments gegen die Steuerreformen vorbereiten, wie Nationalrätin Margret Kiener Nellen verrät. Das könnte gelingen. Denn sogar bürgerliche Politiker beginnen zu verstehen, dass der Milliarden-Steuerbschiss die Zukunft des Landes gefährdet. 

Cesla Amarelle, die Waadtländer SP-Nationalrätin, schlägt eine einheitliche Gewinnsteuer von 20 Prozent für alle Unternehmen vor. An ihrem schweizerisch-deutsch-österreichischen Dreiländertreffen brachten die Gewerkschaften eine europaweite Gewinnsteuer von 25 Prozent zur Sprache.
Der Druck steigt. Kiener Nellen: „Und scheitern wir im Parlament, werden wir über eine Volksinitiative sprechen müssen.“
Oliver Fahrni.
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